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M. Sonderegger aurait l’intention de se rendre prochainement, dans un but analo­
gue, en Ethiopie.

Comme vous l’avez relevé à juste titre, il est bien entendu que les voyages du 
Colonel divisionnaire Sonderegger n’ont pas le moindre caractère officiel ou offi­
cieux.
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La Légation de Grande-Bretagne à Berne 
au Département de l’Economie publique 

N  Berne, 15th April 1931

His Britannic Majesty’s Legation present their compliments to the Federal 
Department of Public Economy, and have the honour, under instructions from 
His Majesty’s Government, to inform the Department that the contents of the 
note which His Excellency, M. Schulthess was so good as to address to the Lega­
tion on the 20th ultimo *, are immediately being referred to the competent depart­
ments of His Majesty’s Government for consideration. His Majesty’s Govern­
ment will not, however, feel able to enter into any negotiations with the Federal 
Government in regard to the respective proposals of the two Governments until 
replies have been received from the principal other countries, at least, which have 
been approached in this matter, as it is only in the light of such replies and of the 
indication that it is hoped that they will afford of the willingness of the countries 
concerned to make substantial reductions in their existing customs tariffs that His 
Majesty’s Government will be in a position to judge whether they can usefully 
proceed further in the present negotiations.

1. Cf. n° 69.
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Procès-verbal de la séance du 17 avril 19311

635. Internationale Kredithilfe für die Landwirtschaft.
Beteiligung der Schweiz an den Arbeiten des von der Studienkommission 

für die Europäische Union eingesetzten Sonderkomitees

Politisches Departement. Antrag vom 16. April 1931

Zu den Aufgaben, welche die Studienkommission für die Europäische Union 
an ihrer Tagung vom Januar dieses Jahres sofort in Angriff zu nehmen beschloss, 
gehört neben dem Absatz der Getreideüberschüsse auch die Organisation einer 
internationalen Kredithilfe für die Landwirtschaft. Dieses Problem war erstmals

1 .Absent: Pilet-Golaz.
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an der Konferenz zum Abschluss eines Zollwaffenstillstandes vom Frühjahr 
1930 aufgetaucht2. Im «Protokoll über das Program m  für die künftigen 'Verhand­
lungen» befürwortete diese Konferenz «alle Massnahmen, die die Organisation 
des landwirtschaftlichen Kredites erleichtern könnten». In der Folge wurde das 
Finanzkomitee des Völkerbundes vom Rate beauftragt, diese Empfehlung auf 
ihre Verwirklichungsmöglichkeit hin zu prüfen.

Auf Betreiben der an der W arschauer Landwirtschaftskonferenz vom August 
1930 vertretenen acht Oststaaten (Bulgarien, Estland, Jugoslawien, Lettland, 
Polen, Rumänien, Tschechoslowakei und Ungarn) wurde die Frage auch an der 
letztjährigen VölkerbundsverSammlung zur Sprache gebracht, aber zusammen 
mit den übrigen Postulaten der Oststaaten der Europäischen Union zugewiesen.

Als die Studienkommission für die Europäische Union im letzten Januar auf 
das Problem eintrat, lag ihr ein Bericht des Finanzkomitees des Völkerbundes 
vor. In diesem Berichte kam das Finanzkomitee zum Schlüsse, dass die Beschaf­
fung der von den Oststaaten vor allem geforderten mittelfristigen Kredite auf 
grosse Schwierigkeiten stossen werde, dass dagegen langfristige Kredite gegen 
grundpfändliche Sicherheit zur Zeit viel leichter erhältlich wären. Dafür sei aber 
erforderlich, dass die Regierungen der Länder, denen die Kredite zugute kommen 
sollten, gegebenenfalls die Anleihen mitgarantierten. Zur Begebung der Anleihen 
und zur Überführung der Anleihegelder an die Landwirtschaft sei die Schaffung 
einer internationalen Landwirtschaftsbank ins Auge zu fassen.

Die Studienkommission für die Europäische Union erachtete aufgrund des Be­
richtes des Finanzkomitees die Frage für so weit abgeklärt, dass ein konkreter 
Plan zur Durchführung der Kredithilfe entworfen werden könne. Sie beschloss, 
ein besonderes Komitee mit der Prüfung dieses Planes, der von einer Delegation 
des Finanzkomitees des Völkerbundes ausgearbeitet werden sollte, zu betrauen. 
Die Regierungen folgender elf Staaten wurden eingeladen, sich im besondern 
Komitee vertreten zu lassen: Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Grossbritannien, Italien, Niederlande, Polen, Rumänien, Schweden und Ungarn. 
Das Komitee sollte ferner durch Delegierte weiterer Staaten ergänzt werden kön­
nen. Die Studienkommission für die Europäische Union gab der Hoffnung Aus­
druck, dass es möglich sein werde, den Plan so weit zu fördern, dass er dem Völ­
kerbundsrate im kommenden Mai vorgelegt werden könne.

Mit Schreiben vom 17. v. M.3 hat das Völkerbundssekretariat angezeigt, dass 
auf Beschluss des Präsidenten der Studienkommission für die Europäische 
Union, Herrn Briand, ausser den elf oben genannten Staaten auch Belgien, Est­
land, Finnland, Jugoslawien, Lettland, die Schweiz und die Tschechoslowakei ein­
geladen seien, sich im Komitee für die landwirtschaftliche Kredithilfe vertreten zu 
lassen. Das Komitee wird, wie das Völkerbundssekretariat inzwischen noch ange­
zeigt hat, am 20. April in Genf zusammentreten.

Ferner erhielt das Politische Departement gegen Mitte April den von der Dele­
gation des Finanzkomitees ausgearbeiteten Plan für die landwirtschaftliche K re­
dithilfe. Dieser sieht, nach dem Vorbilde der für die Bank für internationalen

2. Prem ière Conférence en vue d ’une action économ ique concertée, du 17 février  au 24 m ars 1930  
à Genève. Cf. n° 29, n. 10.
3 . Non retrouvé.
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Zahlungsausgleich in Basel geschaffenen Regelung, ein internationales Abkom­
men, ein Grundgesetz, dem im Lande des Sitzes der Internationalen Landwirt­
schaftsbank Gesetzeskraft verliehen würde, und Statuten für die Bank vor.

Unmittelbar nach dem Eintreffen des Planes erfuhr das Politische Departement 
aus offiziösen Informationen, die es vom Völkerbundssekretariat erhielt, dass be­
reits die Zusammenkunft des von der Studienkommission für die Europäische 
Union eingesetzten Sonderkomitees wichtige Entscheidungen bringen sollte. Ins­
besondere würde bereits abgeklärt werden, welche Haltung von den einzelnen Re­
gierungen dem Projekte gegenüber zu erwarten ist. Man will sich gegen einen 
möglichen Fehlschlag schon in diesem Stadium der Verhandlungen sichern. Das 
dürfte übrigens auch der Hauptgrund gewesen sein, warum der Präsident der Stu­
dienkommission für die Europäische Union, Herr Briand, den Kreis der zu den 
Arbeiten des Sonderkomitees eingeladenen Regierungen verhältnismässig stark 
erweitert hat, so dass tatsächlich nun alle wichtigeren europäischen Staaten ver­
treten sein werden.

Des weitern wird an der bevorstehenden Tagung des Sonderkomitees auch die 
Frage des Sitzes der zu schaffenden Landwirtschaftsbank tatsächlich entschieden 
werden. Nach den Erkundigungen des Politischen Departementes dürfte sich die 
Delegation des Finanzkomitees, die den Plan ausgearbeitet hat, für Paris ausspre­
chen, das nach ihrer Ansicht in Anbetracht der Rolle, die Frankreich auf dem 
internationalen Finanzmarkte gegenwärtig spielt, als Sitz der Internationalen 
Landwirtschaftsbank ganz besonders geeignet wäre. Wie es scheint, wird dieser 
Antrag auch die Unterstützung der britischen Regierung finden. Dagegen rechnet 
man im Völkerbundssekretariate mit der Möglichkeit, dass von italienischer und 
deutscher Seite ein Gegenvorschlag zu Gunsten der Schweiz eingebracht wird, 
der auch die Unterstützung gewisser anderer Staaten, z. B. der Niederlande, fin­
den könnte.

Das Sekretariat hat das Departement wissen lassen, dass es in einem solchen 
Falle höchst erwünscht wäre, wenn die schweizerische Delegation im Sonderko­
mitee bestimmte Erklärungen abgeben könnte, ob die Schweiz bereit wäre, dem 
zu schaffenden Institut die Vergünstigungen einzuräumen, die in der Grün­
dungscharte vorgesehen sind.

Es ist nicht überraschend, dass angesichts der Tragweite der an der Tagung des 
Sonderkomitees zur Behandlung gelangenden Fragen die Regierungen der 
Zusammensetzung ihrer Delegationen besondere Aufmerksamkeit schenken. Wie 
mitgeteilt wird, wird z.B. von seiten Frankreichs Herr Finanzminister Flandin er­
scheinen; Deutschland werde sich durch Herrn Herm es4 vertreten lassen.

Das Politische Departement hatte sich bereits vor dem Eintreffen des Planes 
wegen der Einladung zur Teilnahme an den Arbeiten des von der Studienkommis­
sion für die Europäische Union eingesetzten Sonderkomitees mit dem Finanz- 
und dem Volkswirtschaftsdepartement in Verbindung gesetzt. Alle drei beteiligten 
Departemente waren grundsätzlich der Auffassung, dass der Einladung Folge ge­
geben werden solle. Als Delegierter kam mit Rücksicht auf die bestehende Analo­
gie in der Stellung der Landwirtschaftsbank zu derjenigen der Bank für Interna-

4. Président de la Confédération des associations paysannes d ’Allemagne.
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tionalen Zahlungsausgleich in erster Linie Herr Professor Bachmann5 in Be­
tracht, der im Jahre 1930 an den Unterhandlungen wegen der Niederlassung der 
B.I.Z. in Basel6 als schweizerischer Delegierter teilgenommen hatte.

In Anbetracht der Dringlichkeit der Angelegenheit berief das Politische Depar­
tement das Finanz- und das Volkswirtschaftsdepartement sowie Herrn Professor 
Bachmann zu einer Besprechung ein, die am 16. April auf dem Politischen Depar­
tement stattfand und an der auch Herr Dr. Howald als Vertreter des Bauernsekre­
tariates in Brugg teilnahm.

Das Ergebnis dieser Besprechung kann wie folgt zusammengefasst werden:
1. Eine Beteiligung der Schweiz an der Kreditaktion zu Gunsten der Landwirt­

schaft der Oststaaten ist vom politischen wie vom finanzwirtschaftlichen Ge­
sichtspunkte aus grundsätzlich zu begrüssen. Diese Beteiligung wird schweizeri- 
scherseits nicht davon abhängig gemacht werden, ob der Sitz der zu schaffenden 
Bank in die Schweiz kommt oder nicht.

2. Irgendwelche Initiative, um den Sitz der Bank für eine Schweizer Stadt zu 
sichern, ist nicht angezeigt.

3. Sollte der Sitz der Schweiz angeboten werden, so ist er nicht abzulehnen; 
doch muss in der Frage der Steuerprivilegien und anderer Vorteile zu Gunsten der 
Bank Zurückhaltung beobachtet werden, dies um so mehr, als auch der Kanton, 
in dem sich die Bank niederlassen würde, Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten 
müsste, was dermalen noch nicht geschehen könnte.

Im übrigen ist zu bemerken, dass der Entwurf noch durchaus provisorischen 
Charakter hat und in Einzelheiten Änderungen erfahren dürfte. Er wird zunächst 
in der Studienkommission für die Europäische Union und sodann auch im 
Finanzkomitee des Völkerbundes sowie schliesslich im Völkerbundsrate selber 
zur Behandlung kommen.

Was die Bestellung der Delegation für das Sonderkomitee anbelangt, so 
kommt, wie bereits gesagt, in erster Linie Herr Professor Bachmann in Betracht. 
Die Vorsteher des Finanz- und des Volkswirtschaftsdepartementes haben sich fer­
ner Vorbehalten, für die Ergänzung der Delegation dem Bundesrate noch münd­
lich Antrag zu stellen.

Dans son exposé verbal, M. le chef du département politique propose de dési­
gner un second délégué en la personne de M. Blau, chef directeur des contribu­
tions 7. Cette proposition étant appuyée par M. le chef du département des finan­
ces et M. le chef du département de l’économie publique renonçant, de son côté, à 
proposer un troisième délégué, M. le président constate que le conseil est d’accord 
de déléguer MM. Bachmann et Blau.

En ce qui concerne l’importance de la banque agraire internationale, il ressort 
de la discussion que la création de cet établissement ne présente aucun intérêt 
pour l’agriculture suisse. On peut même craindre que si la Suisse est désignée 
comme siège, les obligations seront plus facilement souscrites dans notre pays et

5 . P résident du D irectoire de la Banque nationale.
6. Cf. nos 2, A et 8, ainsi que D D S , vol. 9, n° 4 7 4 ,5 1 4  et 525  et M essage du Conseil fé d é ra l re la tif  
à l ’approbation de la convention concernant la Banque des règlem ents in ternationaux et à la p ro ­
rogation de cet accord  pou r toute la durée de la banque (FF, 1 9 3 0 ,1, pp . 73ss.).
7 . D irecteur de l'A dm inistration féd éra le  des contributions.
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qu’il en résulte un exode de capitaux et un renchérissement de l’argent. Mais 
d’autre part la Suisse a un trop grand intérêt au relèvement économique des Etats 
de l’Europe orientale pour ne pas prêter la main à la constitution de la banque 
projetée.

Quant au siège, le conseil est unanime à penser que Zurich peut seule entrer en 
considération. De nos deux autres importantes places bancaires, Bâle, en effet, 
est déjà le siège de la banque des réparations et Genève a la Société des Nations. 
Il ressort en outre des renseignements apportés par M. Klôti, président de la ville 
de Zurich, que cette dernière insiste pour obtenir le siège de la banque.

Plusieurs membres font remarquer à ce propos que si, conformément aux 
conclusions de la conférence du 16 avril, la délégation reçoit pour instruction de 
ne prendre aucune initiative pour assurer le siège à la Suisse, la question risque de 
ne pas être posée à Genève. On pourrait donc manquer l’occasion d’obtenir le 
siège, qui présente des avantages au point de vue du rôle international de la 
Suisse, et on s’exposerait à de légitimes réclamations de Zurich. D’autres 
membres du conseil font observer qu’il y aurait peut-être quelque immodestie à 
nous mettre sur les rangs, alors que la Suisse est déjà richement dotée en établis­
sements internationaux. En outre, l’opposition que soulèvera la proposition de 
donner le siège à Paris amènera tout naturellement la commission à envisager une 
ville d’un petit pays, et la Suisse, de par sa situation, entrera alors la première en 
ligne de compte. Dans la suite de la discussion, le conseil tombe d’accord de mo­
difier les conclusions de la conférence du 16 avril en ce sens que la délégation 
soit autorisée à déclarer que la Suisse serait prête à accepter le siège s’il lui est 
offert. Elle ajouterait que, pour cette éventualité, le conseil fédéral considère le 
choix de Zurich comme indiqué.

En ce qui concerne les exemptions fiscales stipulées par le projet de statuts en 
faveur de la banque, M. le chef du département des finances déclare que la ques­
tion est à l’étude. Toutefois il croit pouvoir déclarer aujourd’hui déjà que les con­
ditions imposées aux gouvernements de tous les Etats contractants sont accepta­
bles. Quant à celles auxquelles devrait souscrire l’Etat du siège, elles peuvent être 
admises comme base de discussion, quitte à demander, le cas échéant, certaines 
atténuations8.

8. Cf. aussi la lettre non datée du Département des Finances au Chef du Département politique, 
G .M otta{E  6100(A ) 10, Archiv-Nr. 356).

En conclusion, le Conseil fédéra l décide de déléguer G. Bachmann et H. Blau à la sous-com- 
mission de la Commission d ’étude pour l'Union européenne chargée d ’examiner l ’action interna­
tionale de crédit pour l ’agriculture et de proposer la candidature de Zurich, pour le cas où le 
siège de la fu ture banque serait offert à la Suisse.
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